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I. Allgemeine Bestimmungen 

 
 

§ 1 
Firma, Sitz  

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma 
 

Rheinmetall Aktiengesellschaft. 
 
(2) Der Sitz ist Düsseldorf. 
 
 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Zweck des Unternehmens ist die Gründung von Unternehmen, der Erwerb und die Veräußerung 

von Beteiligungen und beteiligungsähnlichen Rechten an Unternehmen des Maschinenbaus, der 
Verarbeitung von Metall und anderen Werkstoffen, der Industrieelektronik und verwandter Indust-
rien, die Führung dieser Unternehmen und ggf. ihre Zusammenfassung unter einheitlicher Leitung 
sowie der Erwerb, die Veräußerung, Erschließung, Nutzung und Verwaltung von Grundstücken und 
Gebäuden, auch wenn dies nicht mit den vorgenannten Unternehmen im Zusammenhang steht. 

 
(1) Die Gesellschaft ist berechtigt, Zweigniederlassungen zu errichten sowie alle Rechtshandlungen 

vorzunehmen und Geschäfte zu tätigen, die geeignet sind, den Zweck der Gesellschaft zu fördern. 
 
 

§ 3 
Bekanntmachungen 

 
Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im „elektronischen Bundesanzeiger“ veröffentlicht. 
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II. Grundkapital und Aktien 

 
 

§ 4 
Grundkapital 

 
(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 101.373.440 EUR (in Worten: Einhunderteins Millionen 

Dreihundertdreiundsiebzigtausend Vierhundertvierzig EURO) 
 
(2) Es ist eingeteilt in 39.599.000 Stückaktien. 
 
(3) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 10. Mai 2015 mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage ein-
malig oder mehrmals, insgesamt jedoch um höchstens 50.000.000,00 EUR zu erhöhen (Geneh-
migtes Kapital). Die neuen Aktien können auch an Arbeitnehmer der Gesellschaft und der von ihr 
abhängigen Konzerngesellschaften ausgegeben werden.  

Der Vorstand kann mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in 
folgenden Fällen ausschließen,  

a) wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlage insgesamt einen Betrag von 10 % des 
Grundkapitals nicht übersteigt, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens, noch 
im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung, und der Ausgabepreis den Börsenpreis 
der Aktien zum Zeitpunkt der Festlegung des Ausgabepreises durch den Vorstand nicht 
wesentlich unterschreitet. Auf diese 10 %-Grenze werden Aktien angerechnet, die die Ge-
sellschaft gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben und während der Laufzeit dieser Er-
mächtigung an Dritte unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG veräußert hat, weiterhin solche Aktien, auf die sich Options- und/oder Wandlungs-
rechte bzw. -pflichten aus Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen beziehen, die 
seit Erteilung der Ermächtigung gemäß Punkt 8 der Tagesordnung in unmittelbarer, ent-
sprechender, oder sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
worden sind.  

Diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die Summe der unter Aus-
schluss des Bezugsrechts gegen Bar- und Sacheinlagen ausgegebenen Aktien insgesamt 
20 % des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert gerin-
ger ist – im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung nicht übersteigt. Auf 
diese 20 %-Grenze sind Aktien anzurechnen, die die Gesellschaft gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 
AktG erworben und während der Laufzeit dieser Ermächtigung an Dritte unter Ausschluss 
des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert hat oder unter Aus-
schluss des Bezugsrechts zum Zwecke des Erwerbs eines Unternehmens, von Unterneh-
mensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen verwendet hat, weiterhin solche Akti-
en, auf die sich Options- und/oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten aus Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen beziehen, die seit Erteilung der Ermächtigung gemäß 
Punkt 8 der Tagesordnung in unmittelbarer, entsprechender oder sinngemäßer Anwen-
dung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben worden sind.  

b) bei einer Kapitalerhöhung bis zu 1.000.000,00 EUR zum Zweck der Ausgabe von Aktien 
an Arbeitnehmer der Gesellschaft und der von ihr abhängigen Konzerngesellschaften;  

c) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlage zur Gewährung von Aktien zum Zweck des Er-
werbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen.  

Sofern der Vorstand von den vorgenannten Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss keinen 
Gebrauch macht, kann das Bezugsrecht der Aktionäre nur für Spitzenbeträge ausgeschlossen 
werden.  
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Über die weiteren Einzelheiten der Aktienausgabe, insbesondere über den weiteren Inhalt der Akti-
enrechte und über die Bedingungen der Aktienausgabe, entscheidet der Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats.  

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, den Wortlaut der Satzung entsprechend dem jeweiligen Bestand 
und der jeweiligen Ausnutzung des genehmigten Kapitals anzupassen. 

(4) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 20.000.000,00 EUR bedingt erhöht (Bedingtes 
Kapital). Die bedingte Kapitalerhöhung wird durch Ausgabe von bis zu 7.812.500 auf den Inhaber 
oder – sofern die Satzung der Gesellschaft im Zeitpunkt der Anleihebegebung auch die Ausgabe 
von Namensaktien zulässt – auf den Namen lautenden neuen Stückaktien nur insoweit durchge-
führt, wie  

(a) die Inhaber von Optionsscheinen aus Optionsschuldverschreibungen und/oder Wandel-
schuldverschreibungen, die von der Rheinmetall AG oder deren unmittelbaren oder mit-
telbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses 
der ordentlichen Hauptversammlung vom 11. Mai 2010 bis zum 10. Mai 2015 ausgege-
ben bzw. garantiert werden, von ihren Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch ma-
chen oder  

(b) die aus von der Rheinmetall AG oder deren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbe-
teiligungsgesellschaften aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der ordentlichen 
Hauptversammlung vom 11. Mai 2010 bis zum 10. Mai 2015 ausgegebenen oder garan-
tierten Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen Verpflichteten ihre Options- bzw. 
Wandlungspflicht erfüllen und  
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(c) das bedingte Kapital nach Maßgabe der Bedingungen der Options- und/oder Wandel-
schuldverschreibungen benötigt wird.  

Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres, in dem sie durch Ausübung von Op-
tions- oder Wandlungsrechten oder durch Erfüllung von Options- bzw. Wandlungspflichten ent-
stehen, am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, § 4 der Satzung entsprechend der jeweili-
gen Inanspruchnahme des bedingten Kapitals und nach Ablauf sämtlicher Options- bzw. Wand-
lungsfristen zu ändern. 

 
 

§ 5 
Form der Aktienurkunden 

 
(1) Die Aktien sind Stückaktien und lauten auf den Inhaber. 
 
(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, auf den Inhaber lautende Aktienurkunden auszustellen, die je meh-

rere Aktien verkörpern. Der Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils ist ausge-
schlossen. 

 
 
 

III. Verfassung und Geschäftsführung 
 
 

§ 6 
Vorstand 

 
(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen. 
 
(2) Der Aufsichtsrat kann auch stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellen; er kann ein Vorstands-

mitglied zum Sprecher oder Vorsitzenden des Vorstands ernennen. 
 
(3) Die Beschlüsse des Vorstands werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Ist ein Vorstandsvorsitzender 

ernannt, so gibt bei Stimmengleichheit seine Stimme den Ausschlag. 
 
(4) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung. 
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§ 7 

Vertretungsmacht 
 
Die Gesellschaft wird gesetzlich durch zwei Vorstandsmitglieder oder ein Vorstandsmitglied gemeinsam 
mit einem Prokuristen vertreten. 
 
 

§ 8 
Aufsichtsrat 

 
(1) Wahl und Zusammensetzung des Aufsichtsrats richten sich nach den gesetzlichen Vorschriften. 

Wiederwahl ist zulässig. 
 
(2) Gleichzeitig mit den Aufsichtsratsmitgliedern können die Aktionäre Ersatzmitglieder wählen. Diese 

treten bei vorzeitigem Ausscheiden eines Aufsichtsratsmitgliedes für den Rest der Amtsdauer in ei-
ner bei der Wahl festzulegenden Reihenfolge an dessen Stelle. 

 
(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats und jedes Ersatzmitglied kann sein Amt auch ohne wichtigen 

Grund mit einer Ankündigungsfrist von einem Monat durch schriftliche Erklärung gegenüber dem 
Vorstand niederlegen. 

 
(4) Die Hauptversammlung kann ein von den Aktionären bestelltes Aufsichtsratsmitglied oder Ersatz-

mitglied mit einfacher Mehrheit abberufen. 
 
 

§ 9 
Vorsitzender, Stellvertreter 

 
(1) Der Aufsichtsrat wählt unverzüglich nach Wahl aller seiner Mitglieder in einer ohne besondere 

Einladung stattfindenden Sitzung aus seiner Mitte gemäß den gesetzlichen Vorschriften einen Vor-
sitzenden und einen Stellvertreter für die Zeit der Amtsdauer der Aufsichtsratsmitglieder. Daneben 
kann der Aufsichtsrat mit einfacher Mehrheit einen weiteren Stellvertreter wählen. 

 
(2) Die Befugnisse des Aufsichtsratsvorsitzenden stehen im Falle seiner Verhinderung zunächst sei-

nem Stellvertreter und im Fall von dessen Verhinderung dem weiteren Stellvertreter zu; das Zweit-
stimmrecht gemäß § 11 Abs. (5) steht seinen Stellvertretern nicht zu. 

 
(3) Für die Abberufung des Vorsitzenden oder eines Stellvertreters gelten die Vorschriften ent-

sprechend, nach denen er gewählt worden ist. 
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(4) Scheiden der Vorsitzende oder ein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus, hat der Aufsichtsrat 

unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit der Ausgeschiedenen vorzunehmen. 
 
(5) Die Wahlen nach Abs. (1), Satz 1, und nach Abs. (4) leitet das an Lebensjahren älteste Mitglied 

des Aufsichtsrats. 
 
(6) Der Vorsitzende vertritt den Aufsichtsrat nach außen und verkündet dessen Erklärungen und Be-

schlüsse. 
 
 

§ 10 
Ausschüsse des Aufsichtsrats 

 
(1) Unmittelbar nach der Wahl des Aufsichtsratsvorsitzenden und des Stellvertreters gemäß 

§ 9 Abs. (1), Satz 1, bildet der Aufsichtsrat den Ausschuss gemäß § 27 Abs. 3 MitbestG. Der Vor-
sitzende des Aufsichtsrats ist zugleich Vorsitzender dieses Ausschusses. Der Ausschuss ist nur 
beschlussfähig, wenn alle Mitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen. 

 
(2) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte weitere Ausschüsse bilden, denen mindestens drei Mit-

glieder angehören müssen, und ihnen unter Beachtung von § 107 Abs. 3 Satz 2 AktG auch Be-
schlussaufgaben zuweisen. Dies gilt auch für einen Personalausschuss zur Regelung der persönli-
chen Angelegenheiten der Vorstandsmitglieder. 

 
 

§ 11 
Sitzungen des Aufsichtsrats 

 
(1) Der Aufsichtsrat ist zu einer Sitzung einzuladen, so oft es das Gesetz oder die Geschäfte erfordern. 

Die Einladung ergeht durch den Vorsitzenden und soll unter Angabe der Tagesordnung und unter 
Einhaltung einer angemessenen Frist erfolgen. In der Einladung sind die einzelnen Punkte der Ta-
gesordnung so konkret anzugeben, dass abwesende Aufsichtsratsmitglieder von ihrem Recht der 
schriftlichen Stimmabgabe Gebrauch machen können. 

 
(2) Zu einer Sitzung kann schriftlich, fernschriftlich (Telefax oder E-Mail), mündlich oder fernmündlich 

eingeladen  werden.  Den Ort der Sitzung bestimmt der Aufsichtsratsvorsitzende. 
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(3) Der Aufsichtsrat ist nur beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er 

insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. 
 
(4) Reihenfolge und Art der Abstimmung bestimmt der Vorsitzende. Auf seine Anordnung kann auch 

schriftlich, fernschriftlich (Telefax oder E-Mail) oder fernmündlich abgestimmt werden, wenn kein 
Aufsichtsratsmitglied widerspricht. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können dadurch an der Be-
schlussfassung teilnehmen, dass sie schriftliche Stimmabgaben durch anwesende Mitglieder über-
reichen lassen. 

 
(5) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen ge-

fasst, soweit das Gesetz nicht anderes vorschreibt. Ergibt eine Abstimmung im Aufsichtsrat Stim-
mengleichheit, so hat bei einer erneuten Abstimmung über denselben Gegenstand, wenn auch sie 
Stimmengleichheit ergibt, der Aufsichtsratsvorsitzende zwei Stimmen. Das gilt im Falle der Verhin-
derung des Vorsitzenden des Aufsichtsrats an der Teilnahme der Sitzung auch dann, wenn er 
durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied seine schriftliche Stimmabgabe überreichen lässt. 

 
(6) An den Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse nehmen die Mitglieder des Vorstands 

teil, sofern der Vorsitzende oder die Mehrheit des Aufsichtsrats im Einzelfall keine abweichende 
Anordnung trifft. 

 
(7) Zur Beratung einzelner Gegenstände der Tagesordnung kann der Vorsitzende Auskunftspersonen 

hinzuziehen, sofern die Mehrheit des Aufsichtsrats im Einzelfall keine abweichende Anordnung 
trifft. 

 
(8) Über die Beschlüsse ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Vorsitzenden und vom Protokoll-

führer zu unterzeichnen ist. 
 
 

§ 12 
Rechtsstellung und Verantwortlichkeit des Aufsichtsrats 

 
(1) Der Aufsichtsrat arbeitet mit den übrigen Unternehmensorganen zum Wohl des Unternehmens 

zusammen. 
 
(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben gleiche Rechte und Pflichten. Sie sind an Aufträge und 

Weisungen nicht gebunden. Über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, na-
mentlich Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat be-
kanntgeworden sind, haben sie Stillschweigen zu bewahren. Aufsichtsratsmitglieder, die ihre Pflich-
ten verletzen, sind der Gesellschaft zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens als  Gesamt-
schuldner verpflichtet. 
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(3) Der Aufsichtsrat kann die Vornahme bestimmter Geschäfte von seiner Zustimmung abhängig  

machen. 
 
(4) Der Aufsichtsrat kann vom Vorstand jederzeit Berichte und Auskünfte über Angelegenheiten der 

Gesellschaft sowie über ihre rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen verlangen. 
 
(5) Der Der Aufsichtsrat kann Änderungen der Satzung beschließen, die nur die Fassung betreffen. 

Dies gilt insbesondere für § 4 nach Durchführung einer Kapitalerhöhung gemäß § 4 Abs. (3). 
 
(6) Aufsichtsrat kann Änderungen der Satzung beschließen, die nur die Fassung betreffen. Dies gilt 

insbesondere für § 4 nach Durchführung einer Kapitalerhöhung gemäß § 4 Abs. (4). 
 
 

§ 13 
Aufsichtsratsvergütung 

 
(1) a) Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält eine feste Vergütung von 30.000,00 EUR und eine ver-

änderliche Vergütung von 200,00 EUR für jeden über 0,60 EUR liegenden Cent Dividende 
je Aktie, maximal jedoch 30.000,00 EUR. 

 
b) Der Aufsichtsratsvorsitzende und seine Stellvertreter erhalten die doppelten Bezüge gem. 

Abs. (1) lit. a). 
 
(2) Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält neben dem Ersatz seiner Aufwendungen für jede Aufsichtsrats-

sitzung, an der das Mitglied persönlich teilnimmt, ein Sitzungsgeld von 1.000,00 EUR und für die 
persönliche Teilnahme an Ausschusssitzungen ein Sitzungsgeld von 500,00 EUR für Sitzungen, 
die nicht am Tage einer Aufsichtsratssitzung stattfinden. 

 
(3) Jedes Mitglied eines Ausschusses des Aufsichtsrats erhält einen Zuschlag von 25 %, der Vorsit-

zende eines Ausschusses einen Zuschlag von 50 % auf die Vergütung nach § 13 Abs. (1) lit. a), 
maximal jedoch 50 % für Mitglieder eines Ausschusses und stellvertretende Vorsitzende, 100 % für 
Vorsitzende eines Ausschusses. 

 
(4) Die Aufsichtsratsmitglieder werden in eine im Interesse der Gesellschaft von dieser in angemesse-

ner Höhe unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für Organe und bestimmte Füh-
rungskräfte mit angemessenem Selbstbehalt einbezogen, soweit eine solche besteht. Die Prämien 
hierfür entrichtet die Gesellschaft. 
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(5) Aufsichtsrats- und Ausschussmitglieder, die nur während eines Teils des Geschäftsjahres dem 

Aufsichtsrat oder einem Ausschuss angehört haben, erhalten eine zeitanteilige Vergütung. 
 
(6) Den Aufsichtsratsmitgliedern wird auf Antrag die auf ihre Vergütung anfallende Umsatzsteuer er-

stattet. 
 
(7) Diese Regelungen gelten erstmals für die für das Geschäftsjahr 2008 zu zahlende Vergütung. 
 
 

§ 14 
Ort der Hauptversammlung 

 
Die Hauptversammlungen finden am Sitz der Gesellschaft oder am Sitz einer deutschen Wertpapierbörse 
statt, den der Aufsichtsrat bestimmt. 
 
 

§ 15 
Einberufung der Hauptversammlung 

 
(1) Die Hauptversammlung wird vom Vorstand oder vom Aufsichtsrat in den gesetzlich bestimmten 

Fällen oder dann einberufen, wenn es im Interesse der Gesellschaft erforderlich erscheint. 
 
(2) Die Hauptversammlung ist, soweit gesetzlich keine kürzere Frist zulässig ist, mindestens 30 Tage 

vor dem Tag einzuberufen, bis zu dessen Ablauf sich die Aktionäre zur Hauptversammlung nach 
§ 16 anzumelden haben. 

 
(3) Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten acht Monate eines Geschäftsjahres 

statt. 
 
 

§ 16 
Teilnahme an der Hauptversammlung 

 
(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur diejenigen 

Aktionäre berechtigt, die sich unter Vorlage eines Nachweises ihres Aktienbesitzes bei der Gesell-
schaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse anmelden. Die Anmeldung muss 
der Gesellschaft mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen. 
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(2) Der Nachweis des Aktienbesitzes muss sich auf den gesetzlichen Stichtag beziehen und ist in 

deutscher oder englischer Sprache in Textform (§ 126 b BGB) zu erbringen. 
 
(3) Sind die die Aktien von Inhabern neuer Aktien noch nicht gutgeschrieben, so ist bei der Einladung 

zur Hauptversammlung bekannt zu geben, unter welchen Voraussetzungen die Aktionäre zur Teil-
nahme zugelassen werden. 

 
(4) Der Vorstand kann in der Einberufung der Hauptversammlung vorsehen, dass Aktionäre ihre 

Stimmen, auch ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektroni-
scher Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmun-
gen zum Verfahren zu treffen. 

 
(5) Der Versammlungsleiter kann die vollständige oder teilweise Übertragung der Hauptversammlung 

in Bild und Ton auch über elektronische Medien zulassen, wenn dies in der Einladung zur Haupt-
versammlung angekündigt ist. 

 
 

§ 17 
Vertretung in der Hauptversammlung 

 
(1) Jeder Aktionär kann sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Die Vollmacht bedarf der 

Textform (§ 126 b BGB). Weitere Einzelheiten über die Erteilung und den Widerruf der Vollmachten 
sowie den Nachweis gegenüber der Gesellschaft werden vom Vorstand in der Einberufung der 
Hauptversammlung bekannt gemacht, in der auch Erleichterungen vorgesehen werden können.  

(2) Die Gesellschaft benennt einen Stimmrechtsvertreter für die Ausübung des Stimmrechts der Aktio-
näre nach deren Weisung. Vollmachten an den Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind in Text-
form (§ 126 b BGB) zu erteilen. Weitere Einzelheiten über die Erteilung und den Widerruf der Voll-
machten sowie den Nachweis gegenüber der Gesellschaft werden vom Vorstand in der Einberu-
fung der Hauptversammlung bekannt gemacht, in der auch Erleichterungen vorgesehen werden 
können. 
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§ 18 

Vorsitz in der Hauptversammlung 
 
(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Aufsichtsratsvorsitzende. Sind sowohl er als auch 

seine Stellvertreter verhindert, wird der Versammlungsleiter unter Vorsitz des an Lebensjahren äl-
testen Aktionärs bzw. Aktionärsvertreters von der Hauptversammlung gewählt. 

 
(2) Der Vorsitzende leitet die Versammlung, erteilt das Wort und bestimmt Art und Form der Abstim-

mung. Er kann eine von der Ankündigung der Tagesordnung abweichende Reihenfolge der Ver-
handlungsgegenstände bestimmen. 

 
 

§ 19 
Stimmrecht, Beschlüsse und Wahlen 

 
(1) Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. Falls Aktien nicht voll eingezahlt sind, 

beginnt das Stimmrecht mit der Leistung der gesetzlichen Mindesteinlage. 
 
(2) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften 

entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, sofern das Gesetz außer 
der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der Be-
schlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst. 

 
(3) Bei Wahlen entscheidet bei Stimmengleichheit das durch die Hand des Vorsitzenden zu ziehende 

Los. 
 
 
 

IV. Geschäftsjahr, Rücklagen 
und Verwendung des Bilanzgewinns 

 
 

§ 20 
Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
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§ 21 

Gesetzliche Rücklagen und andere Gewinnrücklagen 
 
(1) 5 v.H. des um einen etwaigen Verlustvortrag aus dem Vorjahre geminderten Jahresüberschusses 

sind in die gesetzliche Rücklage so lange einzustellen, bis diese zusammen mit den Kapitalrückla-
gen 10 v.H. des Grundkapitals erreicht. 

 
(2) Stellen Aufsichtsrat und Vorstand den Jahresabschluss fest, so können sie von dem Jahresüber-

schuss, der nach Abzug der in die gesetzliche Rücklage einzustellenden Beträge und eines etwai-
gen Verlustvortrages verbleibt, auch mehr als die Hälfte in andere Gewinnrücklagen einstellen, bis 
die Hälfte des Grundkapitals erreicht ist, soweit der verbleibende Betrag zur Ausschüttung einer 
Dividende von 6 v.H. auf das Grundkapital ausreicht. 

 
(3) Stellt die Hauptversammlung den Jahresabschluss fest, so müssen 50 v.H. des um die in die ge-

setzliche Rücklage einzustellenden Beträge und um einen etwaigen Verlustvortrag geminderten 
Jahresüberschusses in andere Rückklagen eingestellt werden. 

 
 

§ 22 
Verwendung des Bilanzgewinns 

 
(1) Die Hauptversammlung kann im Beschluss über die Verwendung des Bilanzgewinns diesen ganz 

oder teilweise an die Aktionäre ausschütten, Beträge in Gewinnrücklagen einstellen, ggfs. auch 
über § 21 Abs. (3) hinaus, oder Beträge als Gewinn vortragen. 

 
(2) Die Gewinnanteile der Aktionäre werden im Verhältnis der auf den geringsten Ausgabebetrag ge-

leisteten Einzahlungen und im Verhältnis der Zeit, die seit dem für die Leistung bestimmten Zeit-
punkt verstrichen ist, verteilt. Bei Ausgabe neuer Aktien kann, soweit gesetzlich zulässig, eine an-
dere Gewinnberechtigung festgesetzt werden. 

 
(3) Mit Zustimmung des Aufsichtsrats kann der Vorstand einen Abschlag auf den voraussichtlichen 

Bilanzgewinn an die Aktionäre zahlen. 
 
 

* * * *  


